
Errichtung der Erzdiözese im Lichte des Völkerrechts 
und des liechtensteinischen Verfassungsrechts 

Herbert Kalb 

Übersicht 
Einleitung - Staatskircbenrechtlicbe Rahmenbedingungen - Die Errich­
tung eines Erzbistums und völkerrechtliches Gewohnheitsrecht 

Einleitung 

In der Auseinandersetzung um die juristische Bewertung der Vaduzer 
Diözesanerrichtung vertrat der Vatikan in einer offiziellen Stellungnah­
me folgende Auffassung: 

«Mit der Errichtung der Erzdiözese Vaduz hat der Heilige Stuhl in 
den Grenzen seiner eigenen Kompetenzen gehandelt und weder 
irgendein Recht noch irgendeine Konsultationsgepflogenheit verletzt, 
in voller Achtung der Ausübung der Freiheit und der Unabhängigkeit 
in Beziehung zur Gesellschaft und zu den zivilen Behörden, einer 
Praxis, die seit langem im grössten Teil jener Länder befolgt wird, wo 
die Kirche zugegen ist, und welche das Zweite Vatikanische Konzil 
anerkannt und als notwendig empfohlen hat, um ihre eigentliche 
Heilsmission erfüllen zu können.»1 

Diese Stellungnahme ist unübersehbar im Argumentationsstandard und 
der Vorstellungswelt des 19. Jh. verhaftet, verwechselt Staatskirchen­
recht2 mit einem überholten obrigkeitlichen Ausgleich von Staat und 

1 Suggestions von 21. März 1998. 
2 Der traditionelle Begriff Staatskirchenrecht gilt als Wortschöpfung des deutschen 

Staatsrechtiers Robert v. Mohl und wurde etwa in Osterreich erstmals im Motiven-
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